
Umsetzungsempfehlungen für Betreuungsbehörden zum 

Betreuungsrechtsänderungsgesetz 

Gemeinsames Rundschreiben vom 4.12.1998 - LWV Württemberg-Hohenzollern (Nr. 225/98 ), 
LWV Baden ( 218/98), Landkreistag Baden-Württemberg ( 895/98), Städtetag Baden-Württemberg 
(1481/98) Das BtÄndG bringt einige Neuregelungen, die für die Arbeit der Betreuungsbehörden 
von Bedeutung sind. Auf Einladung der kommunalen Landesverbände traf sich im Sommer 1998 
eine Arbeitsgruppe bestehend aus Vertretern der kommunalen Landesverbände, der Überörtlichen 
Betreuungsbehörden und Praktikern aus Stadt- und Landkreisen, um die Auswirkungen des am 
29.05.1998 verabschiedeten BtÄndG auf die Arbeit der Betreuungsbehörden zu beraten. Probleme 
haben sich vor allein gezeigt, weil die Ziele der gesetzlichen Regelungen zum Teil nicht eindeutig 
sind (§ 1908k, BGB) bzw. Instrumente für die Durchsetzung der Gesetzestitel nicht an die Hand 
gegeben wurden (§ 1897 Abs. 7 BGB, § 1908k BGB). Die Arbeitsgruppe hat deshalb bei diesen 
ersten Hinweisen/Empfehlungen die gesetzlichen Regelungen restriktiv ausgelegt:  

§ 1908 k BGB (Auskunftspflicht gegen-über der Betreuungsbehörde) 

Ein Berufsbetreuer hat zukünftig nach § 1908k BGB der Betreuungsbehörde, in deren Bezirk er 
seinen Sitz oder Wohnsitz hat, kalenderjährlich 

• die Zahl der von ihm im Kalenderjahr geführten Betreuungen, 
• die von ihm für die Führung dieser Betreuungen insgesamt in Rechnung gestellte Zeit, 
• den von ihm für die Führung dieser Betreuungen insgesamt in Rechnung gestellten 

Geldbetrag und 
• den von ihm für die Führung von Betreuungen im Kalenderjahr erhaltenen Geldbetrag 

mitzuteilen. 

Bis spätestens 31. März für den Schluß des vorangegangenen Kalenderjahres ist diese Mitteilung 
abzugeben. Auf Verlangen der Betreuungsbehörde ist die Richtigkeit der Mitteilungen an Eides 
statt zu versichern.  

Die Betreuungsbehörde ist berechtigt und auf Verlangen des Vormundschaftsgerichts verpflichtet, 
diese Mitteilung dem Vormundschaftsgericht zu übermitteln.  

Hinweise/Empfehlungen:  

• Diese Regelung gilt auch für Vereinsbetreuer. Vom Betreuungsverein sind die 
entsprechenden Angaben für alle Mitarbeiter der zuständigen Betreuungsbehörde 
mitzuteilen. 

• Zuständige Betreuungsbehörde ist diejenige Betreuungsbehörde, in deren Bezirk der 
Betreuungsverein seinen Sitz bzw. der selbständige Berufsbetreuer seinen Geschäftssitz/sein 
Büro hat. Ist kein Geschäftssitz vorhanden, so richtet sich die Zuständigkeit nach dem 
Wohnsitz. 

• Der Berufsbetreuer hat die nach § 1908 k BGB geforderten Daten nur an die zuständige 
Betreuungsbehörde zu melden. Dies ist unabhängig davon, im Bezirk welcher 
Betreuungsbehörde die Betreuungen tatsächlich geführt wurden. 

• Das BtÄndG tritt in seinem Hauptteil am 01.01.1999 in Kraft. Der Auskunftspflicht nach § 
1908 k BGB Ist deshalb erstmals zum 31.03.2000 nachzukommen. 

• Das Gesetz sieht zur Durchsetzung der Auskunftspflicht keine Sanktionsmöglichkeiten vor. 
Eine zwangsweise Durchsetzung erscheint deshalb nicht möglich. Auf Anfrage des 
Vormundschaftsgerichts ist diesem gegebenenfalls mitzuteilen, daß der Auskunftspflicht  



• Eine Informationspflicht/ein Informationsrecht der Betreuungsbehörden untereinander sieht 
das BtÄndG nicht vor. Vormundschaftsgerichte, die bei unzuständigen Betreuungsbehörden 
anfragen, sind deshalb an die zuständigen Betreuungsbehörden zu verweisen. 

§ 1897 Abs. 7 BGB (Anhörung der Behörde) 

Künftig soll nach § 1897 Abs.7 BGB das Gericht vor Bestellung eines Betreuers die zuständige 
Behörde zur Eignung des ausgewählten Betreuers anhören, wenn dieser erstmals im Bezirk des 
Vormundschaftsgerichts zum Berufsbetreuer bestellt wird. Auch soll die Behörde dazu Stellung 
nehmen, ob dem zukünftigen Betreuer in absehbarer Zeit mehr als 10 Betreuungen übertragen 
werden können oder die für die Führung von Betreuungen erforderliche Zeit voraussichtlich 20 
Wochenstunden nicht unterschreitet. 

 

Hinweise/Empfehlungen: 

• Die Anhörung zur Eignung findet auf Wunsch des Vormundschaftsgerichts statt. 
• Kriterien zur Beurteilung der Eignung von Berufsbetreuern wurden im BtÄndG nicht 

festgeschrieben. Es wird deshalb empfohlen, weiterhin die von der LAG erarbeiteten 
"Empfehlungen für das Anforderungsprofil freiberuflich tätiger Berufsbetreuer und 
Berufsbetreuerinnen" bzw. entsprechende von den örtlichen Arbeitsgemeinschaften 
entwickelte Profile zugrunde zu legen. 

• Die Eignung eines Berufsbetreuers beurteilt das Vormundschaftsgericht aufgrund der von 
der Betreuungsbehörde übermittelten Daten. 

§ 1836 Abs. 1 BGB i. V. m. § 1 Berufsvormündervergütungsgesetz (Vergütung der 
Berufsbetreuer) 

§ 1836 Abs. 1 BGB regelt, daß eine Vergütung nur von Berufsbetreuern beansprucht werden kann. 
Erstmalig werden hier auch Kriterien festgelegt, die erfüllt sein müssen, um als Berufsbetreuer 
anerkannt zu werden. Berufsbetreuer müssen langfristig mehr als 10 Betreuungen führen oder die 
Zeit, in der sie Betreuungen führen, darf 20 Wochenstunden nicht unterschreiten. 
Nach § 1 Berufsvormündervergütungsgesetz (BVormVG) ist die Höhe des Vergütungssatzes bei 
mittellosen Betreuten abhängig von der Ausbildung des Betreuers. 

Die Vergütungssätze pro Stunde betragen 

• 35,-- DM ohne Lehre 
• 45,-- DM mit Lehre 
• 60,-- DM mit Fachhochschul- oder Hochschulabschluß. 

Für einen Übergangszeitraum bis 30.06.2000 kann für Berufsbetreuer, die mindestens zwei Jahre 
vor Inkrafttreten des BtÄndG als Berufsbetreuer tätig waren, ein von den obengenannten Sätzen 
abweichender Stundensatz, der jedoch 60.-- DM nicht übersteigen darf, festgesetzt werden. 

Hinweise/Empfehlungen: 

• Die Übergangsregelung des § 1 Abs.3 BVormVG gibt den Berufsbetreuern, die diese 
Voraussetzung nicht erfüllen, bis zum 30.06.2000 die Gelegenheit zu einer 
Nachqualifizierung bzw. Anpassung. 



• Aufgabe der Betreuungsbehörde ist es, bei einer entsprechenden Anfrage durch das 
Vormundschaftsgericht im Einzelfall einen geeigneten Betreuer vorzuschlagen. Kriterium 
für die Eignung eines Berufsbetreuers ist nicht die zu bezahlende Stundenvergütung, 
sondern die erforderliche Qualifikation im Einzelfall. Die Aufforderung des 
Vormundschaftsgerichts an die Betreuungsbehörde einen Berufsbetreuer einer günstigeren 
Vergütungsstufe vorzuschlagen, ist durch das BtÄndG nicht gedeckt. 

• Für die Erstberatung von Interessenten für die Tätigkeit als Berufsbetreuer wird 
vorgeschlagen, auf die erstmals gesetzlich fixierten Anforderungen für die Anerkennung als 
Berufsbetreuer und die örtlichen Gegebenheiten hinzuweisen. Den Interessenten soll 
dadurch ermöglicht werden, ihre Chancen als Berufsbetreuer realistisch einzuschätzen. 

§ 6 Satz 2 Betreuungsbehördengesetz (Beratungsaufgaben der örtlichen Behörde) 

Der neu eingefügte Satz 2 des § 6 Betreuungsbehördengesetz (BTBG) weist der Betreuungsbehörde 
die Aufgabe zu, Aufklärung und Beratung über Vollmachten und Betreuungsverfügungen zu 
fördern. 

Hinweise und Empfehlungen: 

• Die Betreuungsbehörden müssen diese Aufgabe im Rahmen des BTBG erfüllen. Fördern 
bedeutet nicht, daß hierfür von den Kommunen finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt 
werden müssen. 

• Die Betreuungsbehörde kann dieser Aufgabe nach kommen : 

- durch eigene Beratung/Information 
oder aber 

- durch Verweisung an für diese Beratung kompetente Stellen.  
Dies hängt nicht zuletzt auch von den Ressourcen vor Ort ab.  

• Aufgabe der Betreuungsbehörde ist nur die Aufklärung und Information über 
Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfüg-ungen. Die Entscheidung für oder gegen eine 
Vorsorgevollmacht oder Betreuungsverfügung muß der Interessent selbst treffen. 

• Das Abfassen von Vorsorgevollmachten oder Betreuungsverfügungen im Einzelfall sowie 
die Beglaubigung von Unterschriften gehört nicht zu den Aufgaben der Betreuungsbehörde. 

• Wegen der rechtlichen Beratung im Einzelfall sollte gegebenenfalls an Fachleute, wie 
Rechtsanwälte und Notare verwiesen werden. Die Betreuungsbehörden sollten auch die 
Gebührenrahmen für Beurkundungen der Notare kennen, um zu erwartende Nachfragen der 
Interessenten beantworten zu können. 

• Die Betreuungsbehörde kann nicht Vollmachtnehmer von Vorsorgevollmachten sein. 
Insbesondere bei Anfragen mittelloser Interessenten sollten diese auf das Institut der 
gesetzlichen. Betreuung hingewiesen werden. 

Quelle: LWV Baden, Betreuung Aktuell 1/99 

 


